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Diplom-Prüfung in Psychologie 
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maß § 21 Abs. 1 Nr. 6 Hessisches Hochschulgesetz vom 
6. 1978 (GVB1. I S. 319), geändert durch Gesetz vom 

. 7. 1978 (GVB1. 1 S. 470), genehmige ich die vom Fachbe- 
ch Psychologie am 23. 5. 1979 beschlossene Ordnung für 
* Diplom-Prüfung in Psychologie an der Johann Wolfgang 
>ethe-Universität Frankfurt am Main 
X der Auflage, bis zum

15.6. 1980
le Studienordnune zur Genehmigung vorzulegen, 
en Widerruf der Genehmigung behalte ich mir vor. Von die 
m Vorbehalt werde ich insbesondere Gebrauch machen, 
enn der Fachbereich die Auflage nicht fristgemäß erfüllt 
ier Empfehlungen einer Studienreformkommission eine 
nderung der Diplom-Prüfungsordnung erfordern.

O r d n u n g  für die 
Diplomprüfung in Psychologie 

an der
’ohann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main

Verabschiedet in novellierter Fassung durch den 
Fachbereichsrat des Fachbereichs 5 Psychologie 

am 23. Mai 1979

1. Allgemeines

§ 1
Zweck der Prüfung

ie Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab
f lu ß  des Studiums der Psychologie. Durch die Diplomprü- 
mg soll festgestellt werden, ob der Kandidat die für den 
bergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fach- 
enntnisse erworben hat, die Zusammenhänge seines Faches 
berblickt und imstande ist, selbständig wissenschaftliche 
lethoden und Erkenntnisse anzuwenden.

§2
Diplomgrad

Ist die Diplomprüfung bestanden, verleiht der Fachbereich 
Psychologie den akademischen Grad eines Diplom-Psychologen 
^„Dipl.-Psych.“).

§3
Prüfungen, Studiendauer, Prüfungsfristen

(1) Die Diplomprüfung gliedert sich in eine Vor- und eine 
Hauptprüfung. Die Vorprüfung soll nach Abschluß des 4. Fach
semesters, die Hauptprüfung nach Abschluß des 8. Fachse
mesters abgelegt werden.

Auf diese Regelstudienzeit werden nicht angerechnet:

1. ein Studiensemester für die Ableistung der praktisch
psychologischen Tätigkeit gern. § 15 Abs. 2 Ziff. 3 dieser 
Ordnung,

2. nach dieser Prüfungsordnung für eine Wiederholungsprü
fung benötigte Semester,

3. bei der, Vorprüfung eingeräumte Nachfristen,
4. Studiens^m^ster außerhalb des Geltungsbereichs de 

Hochschulrahmengesetzes,
5. Beurlaubung.
(2) Die Vor- und die Hauptprüfung können auch früher als in 
Abs. 1 geregelt abgelegt werden, sofern die für die Zulassung 
zur Prüfung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden.

(3) Hat sich ein Student für die Diplom-Vorprüfung nicht bis 
zum Ende des 4. Fachsemesters, für die Diplom-Hauptprüfong 
nicht bis zum Ende des 8.* Fachsemesters zur Prüfung gemel
det, wird er von der Universität aufgefordeft, sieb-zu melden. 
Auf seinen Antrag ist ihm eine Nachfrist bis zum nächsten Pr.ü-
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fungstermin, mindestens aber von 6 Monaten einzuräumen. 
Eine Nachfrist bis zu 12 Monaten ist einzuräumen bei Krank
heit, einschneidenden Veränderungen der Lebensverhältnisse, 
erheblicher zeitlicher Belastung durch Mitwirkung in Selbstver
waltungsorganen der Hochschulen, der Studentenschaft oder 
des Studenten Werkes oder bei Vorliegen anderer besonderer 
Gründe. Eine längere Nachfrist als 12 Monate darf nur dann 
eingeräumt werden, wenn der Student die Gründe für die 
Nachfrist nicht zu vertreten hat. Uber Anträge auf Fristver
längerung entscheidet der Präsident der Universität, bei Ge
währung einer Nachfrist von mehr als 6 Monaten im Benehmen 
mit dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses. Ein Antrag auf 
Fristverlängerung ist an den Präsidenten der Universität über 
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten.

(4) Meldet sich ein Student nach der Aufforderung nicht 
innerhalb der von der Universität festgesetzten Frist zur Vor
oder Hauptprüfung, ohne eine Nachfrist beantragt zu hab<yi, 
oder hält er eine ihm gesetzte Nachfrist nicht ein, wird er ge
mäß § 58 Abs. 3 HHG exmatrikuliert.

§ 4
Prüfungsausschuß

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese 
Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist ein Prüfungsaus
schuß zu bilden. Dieser hat 7 Mitglieder. Die Amtszeit der 
Mitglieder beträgt 3 Jahre. Wiederwahl ist zulässig.
(2) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter, die weiteren Mit
glieder des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter 
werden vom Fachbereichsrat bestellt. Dem Prüfungsausschuß 
gehören 5 Hochschullehrer, l wissenschaftlicher Mitarbeiter 
und ein Student, der die Diplom-Vorprüfung abgelegt haben 
muß, an. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen Pro
fessoren auf Lebenszeit und Mitglieder des Instituts für 
Psychologie sein.
(3) Der Prüfungsausschuß achtet darauf, daß die Bestimmungen 
der Prüfungsordnung eingehalten werden, und entscheidet ins
besondere in den ihm durch diese Ordnung zugewiesenen 
Fällen. Er berichtet regelmäßig dem Fachbereich über die Ent
wicklung der Prüfungen und Studienzeiten und gibt Anre
gungen zur Reform der Studienordnung und der Prüfungsord
nung.
(4) Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte des Prü
fungsausschusses. Er lädt zu den Sitzungen des Prüfungsaus
schusses ein und leitet sie. Er muß eine Sitzung anberaumen, 
wenn 2 Mitglieder des Prüfungsausschusses dies wünschen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, 
der Abnahme der Prüfung beizuwohnen.

85
Prüfer und Beisitzer, Prüfungskommission

(1) Der Prüfungsausschuß bestellt die Prüfer und Beisitzer. 
Er kann die Bestellung dem Vorsitzenden übertragen. Die Be
stellung der Prüfer für die Prüfungsfächer Physiologie und 
Psychopathologie bedarf der Zustimmung des Fachbereichs, 
dem der jeweilige Prüfer angehört. Stehen für ein Prüfungsfach 
mehrere Prüfer zur Verfügung, kann der Kandidat den Prüfer 
Vorschlägen. Den Vorschlägen der Prüfungskandidaten soll 
nach Möglichkeit entsprochen werden.
(2) Zum Prüfer kann bestellt werden, wer Professor im Sinne 
des § 39 HUG oder wer Hochschulassistent i. S. des § 41 IIUG 
ist, soweit er selbständig Lehrveranstaltungen durchführt. So
fern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, sol
len die Prüfer in dem der Prüfung vorangehenden Studienab
schnitt und in dem zu prüfenden Fachgebiet eine Lehrtätigkeit 
ausgeübt haben. Lehrbeauftragte können in Ausnahmefällen 
zu Prüfern bestellt werden, sofern sie nach ihrem Lehrauftrag 
das Prüfungsfach in der Lehre zu vertreten haben.*

(3) Zum Prüfer für die irr § 10 Abs. 2 Ziff. 1 -  5 und § 16 
Abs. 1 Ziff. 3 a) -  d) genannten Prüfungsfächer können die
jenigen Hochschullehrer des Fachbereichs bestellt werden, die 
für die Ausbildung der Diplom-Psychologen in Psychologie 
oder einem bzw. mehreren der genannten Teilgebiete der 
Psychologie berufen wurden.
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Forschung, 
künstlerische Entwicklungsvorhaben und 
die Berufung von Professoren unmittel
bar berühren, bedürfen außer der Mehr
heit des Gremiums auch der Mehrheit 
der dem Gremium angehörenden Profes
soren. Kommt danach ein Beschluß auch 
im zweiten Abstimmungsgang nicht zu
stande, genügt für eine Entscheidung die 
Mehrheit der dem Gremium angehören
den Professoren. Bei Berufungsvorschlä
gen ist die Mehrheit des Gremiums be
rechtigt, ihren Vorschlag als weiteren 
Berufungsvorschlag vorzulegen. Be
stehen Zweifel, ob ein Beschlußvorschlag 
eine Entscheidung nach Satz 1 zum Ge
genstand hat, entscheidet der Vorsitzen
de. Bei Berufungsvorsdhlägen hat der 
Leiter der Hochschule das Recht des Son
dervotums.

(5) Das Mitglied eines Gremiums ist 
von der Beratung und Entscheidung 
einer Angelegenheit ausgeschlossen, 
wenn die Entscheidung ihm oder einem 
nahen Angehörigen einen dienst-, besol- 
dungs- oder tarifrechtiichen Vor- oder 
Nachteil bringen kann. Dasselbe gilt für 
Beratungen und Entscheidungen über 
Prüfungen und Ehrungen. Dies ist nicht 
der Fall, wenn der Vor- oder Nachteil 
an die Zugehörigkeit zu einer bestimm
ten Gruppe gebunden ist und das Mit
glied des Gremiums den Vor- oder 
Nachteil nur in seiner Eigenschaft als 
Mitglied dieser Gruppe erlangen würde. 
Ob ein Fall des Ausschlusses von der 
Mitwirkung nach Satz 1 vorliegt, wird 
bei Zweifeln in Abwesenheit des betrof
fenen Mitglieds entschieden. Wer nach 
Satz 1 von der Mitwirkung ausgeschlos
sen ist, muß den Beratungsraum verlas
sen.

(6) Wer einem Gremium mit beraten
der Stimme angehört, hat mit Ausnahme 
des Stimmrechts alle Rechte eines Mit
glieds.

5 15 
Wahlen

(1) Die Vertreter der Mitgliedergrup
pen in den zentralen Kollegialorganen 
und im Fachbereichsrat werden in freier, 
gleicher und geheimer Wahl von der je
weiligen Mitgliedergruppe und, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
nach den Grundsätzen der personalisier
ten Verhältniswahl gewählt. Durch die 
Regelung des Wahlverfahrens und die 
Bestimmung des Zeitpunkts der Wahl 
sind die Voraussetzungen für eine mög
lichst hohe Wahlbeteiligung zu schaffen; 
bei Wahlen zum Konvent und zum 
Fachbereichsrat sind allen Wahlberech
tigten Unterlagen für die Briefwahl zu
zusenden.

(2) Jeder Wahlberechtigte ist nur in 
einem Fachbereich aktiv und passiv 
wahlberechtigt.

(3) Die Amtszeit der Vertreter der 
Mitgliedergruppen beträgt zwei Jahre, 
die der Vertreter der Studenten ein 
Jahr; eine Abwahl ist unzulässig. Die 
Amtszeit eines Mitglieds endet vorzei
tig, wenn es die Zugehörigkeit zu der 
Gruppe verliert, der es zum Zeitpunkt 
der Wahl angehörte; dasselbe gilt, wenn 
das Mitglied der Hochschule nicht mehr 
angehört, für die das Kollegium gebil
det ist.

(4) Die Wahlordnung der Hochschule 
regelt die Stellvertretung; soweit mög
lich, soll für jedes gewählte Mitglied ein 
Stellvertreter gewählt werden. Endet die 
Amtszeit eines Mitglieds vorzeitig, wird 
sein Stellvertreter Mitglied des Kolle
gialorgans; dasselbe gilt im Fall der Ab
ordnung oder Beurlaubung eines Mit
glieds für die Dauer der Abwesenheit.

(5) Entsendet eine Mitgliedergruppe 
in ein Kollegialorgan nur einen Vertre
ter, gehört der Stellvertreter dem Gre
mium mit beratender Stimme an.

$ 16
Wahl verfahren

(1) Zur Vorbereitung der Wahlen zu 
den zentralen Organen der Hochschule 
sowie den Organen der Fachbereiche, 
der Studentenschaft und der Fachschaf- 
ten führt der Kanzler Verzeichnisse der 
Personen, die in den jeweiligen Grup
pen oder zu den jeweiligen Organen 
wahlberechtigt sind.

(2) Kein Mitglied ist in mehr als einer 
Gruppe oder mehr als einem Fachbereich 
wahlberechtigt. Die Entscheidung des 
Wahlberechtigten, in welchem Fachbe
reich er sein Wahlrecht ausüben will, 
kann nur zu Beginn eines neuen Seme
sters geändert werden.

(3) Sind Studenten Mitglieder mehre
rer Fachbereiche, können sie bei der Im
matrikulation oder Rückmeldung erklä
ren, in welchem Fachbereich sie ihr 
Wahlrecht ausüben wollen. Wird keine
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diums in sinngemäßer Anwen
dung der Grundsätze der hessi
schen Hochschulgesetze mitwir- 
ken.

Die Errichtung und die staatliche 
Anerkennung werden durch Gesetz 
geregelt; §§ 34 bis 41 des Fachhoch
schulgesetzes bleiben unberührt."

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.
§ 3 wird wie folgt geändert:
a) Als Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Die Hochschulen wirken 
daran mit, die Gleichstellung der 

J r a u  zu verwirklichen, indem sie 
Del der Wahrnehmung ihrer Auf
gaben auf die Beseitigung beste
hender Nachteile hinwirken. Sie 
fördern in den Fächern entspre
chende Forschungs- und Lehrpro
gramme."

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 8 werden 
Abs. 5 bis 9.

§ 10 wird wie folgt geändert: 
a) Als Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Mitglieder der Hochschule, 
die Aufgaben der Personalvertre
tung wahmehmen, können nicht ei
nem Gremium der Selbstverwal
tung angehören, das für Personal
angelegenheiten zuständig ist."

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5. 

Als[§l7lhwird eingefügt:
J  .514 a

Mitwirkung an der Entscheidung 
in besonderen Fällen

(1) An der Entscheidung des Fach
bereichsrats über Berufungsvorschlä
ge, Promotions- und Habilitationsord
nungen können Professoren des Fach
bereichs, die dem Fachbereichsrat 
nicht angehören, stimmberechtigt mit- 
wirken, sofern sie das dem Dekan bin
nen einer Woche vor der Sitzung 
schriftlich angezeigt haben.

(2) Die Tagesordnung der Sitzung 
des Fachbereichsrats, auf der über Be
rufungsvorschläge, Promotions- oder 
Habilitationsordnungen beraten wer
den soll, wird allen Professoren des 
Fachbereichs binnen vierzehn Tagen 
vor der Sitzung zugesandt. Die Ge
schäftsordnung kann vorsehen, daß an 
die Stelle der Zusendung der Aushang 
tritt.

(3) Ist die Entscheidung einer Ge
meinsamen Komission nach § 25 a des 
Universitätsgesetzes oder § 23 des 
Fachhochschulgesetzes übertragen, 
gelten Abs. 1 und 2 entsprechend.

(4) An der Entscheidung über Habi
litationen können Professoren des 
Fachbereichs, die dem besonderen 
Ausschuß nach § 22 Abs. 3 Satz 5 und 6 
des Universitätsgesetzes oder, sofern 
ein solcher Ausschuß nicht gebildet ist, 
dem Fachbereichsrat nicht angehören,

stimmberechtigt mitwirken, sofern sie 
das dem Vorsitzenden des Ausschusses 
oder dem Dekan binnen einer Woche 
vor der Sitzung schriftlich angezeigt 
haben.

(5) Professoren, die angezeigt 
haben, daß sie an Entscheidungen 
nach Abs. 1 und 4 mitwirken wollen, 
werden die Unterlagen zu dem Tages
ordnungspunkt zugänglich gemacht; 
sie gelten bei der Bestimmung der 
Mehrheiten als dem Gremium angehö
rend, sofern sie an der Sitzung teilneh
men."

5^§ 2l\wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Nr. 7 wird gestrichen,- die bis
herige Nr. 8 wird Nr. 7.

b) In Abs. 2 wird die Zahl „8" durch 
die Zahl „7" ersetzt.

c) Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt:
„Die Genehmigung einer akadenti- 
schen Prüfungsordnung isTauch zu 
versagen, wenn sie eine Regelstu
dienzeit von mehr als vier Jahren 
vörsieht, ohne daß die Überschrei
tung besonders begründet ist."

d) Abs.jlerhält folgende Fassung:
,, (4) Studienordnungen sind dem 

Minister Tür Wissenschaft und 
Kunst anzuzeigen; sie treten an 
dem in der Studienordnung be
stimmten Tag in Kraft, wenn der 
Minister für Wissenschaft und 
Kunst nicht innerhalb von drei Mo
naten nach der Anzeige ihre Ände
rung verlangt, frühestens jedoch 
nach ÄBlaüf dieser Frist. Die Ände
rung einer Studienordnung kann 
aus rechtlichen Gründen und dann 
verlangt werden, wenn sie nicht ge
währleistet, daß das Studium ent
sprechend der Prüfungsordnung 
abgeschlossen werden kann. Das 
Verlangen, Studienordnungen für 
Studiengänge mit Staatsprüfungen 
zu ändern, erfolgt im Benehmen mit 
der in der Prüfungsordnung ge
nannten Stelle. § 19 Abs. 3 gilt ent
sprechend. “

6.

7

In § 24 Abs. 3 wird das Wort „Hoch
schulassistenten" durch die Worte 
„Oberassistenten, Oberingenieuren, 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Assistenten" ersetzt.

wie folgt geändert:
a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das hauptamtlich und 
hauptberuflich tätige wissenschaft
liche und künstlerische Personal 
besteht aus den Professoren, den 
wissenschaftlichen und künstleri
schen Assistenten, den Oberassi- 
stenten und den Oberingenieuren, 
den wissenschaftlichen und künst
lerischen Mitarbeitern, den Lehr
kräften für besondere Aufgaben so
wie den Hochschuldozenten."

(  j )

( X )


